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Begrüßung und Einleitung

‚Plädoyer für eine Ergänzung herkömmlicher rechtswissenschaftlicher Methoden durch Rechtstatsachenforschung und Rechtssoziologie’
„Ich verstehe Rechtstatsachenforschung nicht in dem engen Sinn, der eine fragwürdige logische Trennung zwischen Recht und Tatsache voraussetzt, sondern als empirische Rechtsforschung jeder Art. Das Kennzeichen ist also die Anwendung der anerkannten und kritisch geprüften Methoden der soziologischen Empirie auf rechtsrelevante Gegenstände.“

Thomas Raiser, Rechtstatsachenforschung und Rechtsfortbildung (1984)

Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer, sehr geehrter Herr Präsident, liebe Vortragende!

Ich freue mich Sie zur Zweiten Tagung ‚Rechtstatsachenforschung-Heute’ begrüßen zu dürfen.
 Ehe ich die Vortragenden kurz vorstelle, möchte ich darauf hinweisen, dass im Juni dieses Jahres Band 1 der ‚Innsbrucker Beiträge zur Rechtstatsachenforschung’ erschienen ist.
 Er enthält die Tagungsreferate der Ersten Tagung vom Oktober des vergangenen Jahres (2007). Sie können den Band hier um 12 Euro beziehen. 
Ich erinnere daran, dass letztes Jahr Frau BM für Justiz Dr. Maria Berger
 unser Gast war. Sie alle wissen, dass die Legislaturperiode frühzeitig zu Ende gegangen ist und daher kaum Zeit vorhanden war, um an eine Umsetzung erhoffter Zielsetzungen zu denken. Es heißt neu von vorne beginnen. Aber wir lassen uns nicht unterkriegen! – Sie können meine Vorschläge, die ich im Rahmen der Tagungseröffnung 2007 gemacht habe, im ersten Tagungsband nachlesen.
Zur Tagung
Die Veranstaltung ist dieses Mal stärker strukturiert: Am Vormittag werden wiederum abgeschlossene oder noch in Arbeit befindliche rechtstatsächliche Untersuchungen vorgestellt; am Nachmittag findet nach Einleitungsreferaten von Frau Univ.-Prof. Steckel-Berger/Innsbruck
 und Herrn Rechtsanwalt Josef Lercher/Dornbirn ein Workshop statt, der den Einsatz sozialwissenschaftlicher Methoden für juristische Diplomarbeiten und Dissertationen behandelt.
Den Anfang macht OLG Präsident Dr. Walter Pilgermair, der den OLG Sprengel Innsbruck vorstellt. Ich bedanke mich bei Ihnen, Herr Präsident, dass Sie diesen Vortrag übernommen haben und dadurch die gute Zusammenarbeit von Rechtspraxis und Rechtstheorie bestätigen.

Prof. Peter Mayr/Innsbruck
 wird uns mit Zahlen und Fakten der österreichischen Juristenausbildung konfrontieren.
Karl Heinz Auer, Professor an der Pädagogischen Akademie Innsbruck, geht in seinem Referat auf die Bedeutung der Rechtsphilosophie für empirische Rechtsdisziplinen ein, aber auch die Bedeutung dieser Disziplinen für die Rechtsphilosophie.

Nach der Kaffeepause wird unser Gast aus Wien, Herr Univ.-Prof. Dr. Gerald Kohl, seine auch rechtstatsächlich orientierte Habilitationsschrift vorstellen, in der er das ‚Stockwerkeigentum’ untersucht hat.

Frau Mag. Caroline Voithofer/Innsbruck, die sich bereits in ihrer Diplomarbeit eingehend mit der Bedeutung der Rechtssoziologie und Rechtstatsachenforschung für die Rechtswissenschaft auseinandergesetzt hat, stellt uns ihr Dissertationsprojekt vor: ‚Geschlechterrollen und Ehegatt/inn/en/unterhalt’.

Frau Dr. Martina Kahn,
 Assistentin am Innsbrucker Institut für Strafrecht und Kriminologie, macht uns mit den ersten Erfahrungen des neuen Strafvollzugsmodells ‚Arbeit statt Haft’ bekannt.
Mag. Philipp Dobler, Assistent am Innbrucker Institut für Unternehmensrecht, hat lange vor der gegenwärtigen Finanzkrise ein Thema gewählt, das diesen Bereich kritisch untersucht. Wir dürfen gespannt sein, was er zu sagen hat.
Prof. Michael Ganner, der sich vor etwa zwei Jahren am Innsbrucker Institut für Zivilrecht mit einer Arbeit habilitiert hat, die im Schnittpunkt von Zivil- und Altenrecht angesiedelt ist,
 analysiert die Entwicklung einiger junger Rechtsinstitute: nämlich von Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht und gesetzlicher Vertretung durch nächste Angehörige.
Dr. Peter Jordan vom Innsbrucker Institut für Zivilrecht, beschließt die Vormittagsvorträge mit einem Ausblick auf ein Projekt, an dem er wesentlich mitgearbeitet hat: ‚Ökologische Verkehrsbeeinflussung auf Autobahnen’.

Die Vorträge am Nachmittag habe ich schon erwähnt. – Ich danke allen Vortragenden für ihre Mühe und bin sicher, dass sie nicht umsonst aufgewendet wurde. Sind wir dadurch doch in der Lage, ein erneutes rechtstatsächliches Lebenszeichen von Innsbruck aus in die, wenn auch kleine, Welt der österreichischen Rechtswissenschaft zu senden.
Gedanken zur Rechtstatsachenforschung
Ich trage nun einige Gedanken zur Rechtstatsachenforschung vor, die vor etwa 100 Jahren zu Papier gebracht worden sind. Die Einsichten von damals, haben uns noch heute etwas zzu sagen. – Die zur Verfügung stehende Zeit erlaubt mir nur kurze Bemerkungen:
a) Ich will sie dazu nutzen, um zunächst darauf hinzuweisen, dass die 200-Jahr-Feiern zum ABGB 2011/2012 näher rücken und es mir bedenkenswert erscheint, neben den vielen sonstigen Veranstaltungen auch etwas zur Rechtstatsachenforschung zu machen. Ich habe Pläne, begnüge mich aber hier mit dem knappen Hinweis, dass in Deutschland von 1906-1908, wenige Jahre nach Inkrafttreten des BGB (im Jahre 1900), eine interessante rechtstatsächliche Befragung unternommen worden war. Martin Wolff hat in Nr. 20 der ‚Juristischen Wochenschrift’ 1906 an praktizierende Juristen (vornehmlich Notare und Richter) Fragen gestellt. Das relativ groß angelegte Projekt trug den Titel: ‚Das bürgerliche Recht und die Lebensgewohnheiten’. Wolffs Konzept enthielt Fragen zum Grundbuchswesen (zB: Verkehrs-, Gesamt- und Sicherungshypothek, Grund- und Rentenschuld, Reallasten, dingliches Vorkaufsrecht, Grunddienstbarkeiten, Nießbrauch, beschränkte persönliche Dienstbarkeiten und zum Rangvorbehalt nach § 881 BGB), dem ehelichen Güterrecht (etwa: ‚In welchem Umfange werden Eheverträge geschlossen?’ oder: ‚In welchem Maße werden ehevertragliche ehevertragliche Abmachungen zum Güterrechtsregister angemeldet?’, oder: Kommt es zu Beschränkungen oder zum Ausschluss der Schlüsselgewalt nach § 1357 Abs. 2?), zum Nachlasswesen (zB: 1. ‚In welchem Verhältnis etwa kommen die gesetzliche Erbfolge, die auf Grund eines Testaments und die auf Grund eines Erbvertrags vor? Spielen der Unterschied von Stadt und Land und die Berufsverschiedenheit eine Rolle?’; 2. ‚Lässt sich schon jetzt etwas und was über die Verbreitung des holographischen Testaments […] sagen?’; 3. ‚Sind Testamente von Ehegatten in ganz Deutschland meist gemeinschaftliche Testamente?’; 4. ‚Welche Verbreitung hat insbesondere das sogenannte Berliner Testament in Deutschland (wechselseitige Einsetzung des überlebenden Ehegatten als Vorerben und der Kinder als Nacherben auf den Überrest: §§ 2136 f BGB) usw.) und zum Vormundschaftswesen. – Wolff hat in einem Geleitwort, das er dem Projekt vorausschickte, auf den großen Wert hingewiesen, den eine Feststellung der Rechtssitten für die Wissenschaft,
 die Rechtspolitik (insbesondere für die Gesetzgebungsarbeit), den Rechtsunterricht und die vielgestaltige Rechtspraxis hat. – Nachzulesen sind die Ergebnisse dieser Befragung im Artikel von Martin Segall im Archiv für Bürgerliches Recht 32 (1908) 410-457. – Natürlich muss ein österreichisches Projekt für 2011/12 andere Wege gehen, aber es ist dennoch gut zu wissen, dass es Vorbilder gibt und dass man schon vor mehr als 100 Jahren den Wert der Rechtstatsachenforschung erkannt hat. – Gefolgt ist dieses BGB-Projekt – wie die anschließend erwähnten Ausführungen Hugo Sinzheimers, den Spuren des Altösterreichers Eugen Ehrlich, den weiter unbeachtet zu lassen wir uns gar nicht leisten können.

b) Erinnern möchte ich auch an einen wichtigen Beitrag zum Einsatz sozialwissenschaftlicher Methoden im Privatrecht von Hugo Sinzheimer, der den Titel trägt ‚Die soziologische Methode in der Privatrechtswissenschaft’.
 Es handelt sich um eine Vortragsveröffentlichung, die 1909, also ebenfalls vor 100 Jahren, erschienen ist. – Sinzheimers Gedankenreichtum ist groß, obwohl die Publikation nur 29 Seiten umfasst, und ich muss mich wiederum mit einigen Beispielen begnügen:
· Sinzheimer will die „privatrechtswissenschaftliche Forschung in möglichst innige Verbindung mit der Wirklichkeit, ihren Fragen und Zweifeln, […] bringen, und sodann dazu mitzuhelfen, dass das Leben, das die übrigen Sozialwissenschaften durchdringt und durchdrungen hat, sich auch der Rechtswissenschaft mitteile“.

· Sinzheimer betont ferner, „dass die soziologische Methode […] nicht auf die privatrechtswissenschaftliche Forschung beschränkt sein muss, sondern dass sie sich auch in anderen Zweigen der Rechtswissenschaft wohl bewähren könnte“.
 – Er denkt dabei vornehmlich an die Zivilprozess- und Strafrechtswissenschaft. – Aus heutiger Sicht lässt sich das insbesondere ergänzen auf das Handels-/Unternehmensrecht, das Arbeits- und Sozialrecht und das weite Feld des öffentlichen Rechts.
· Eine weitere Beobachtung Sinzheimers betrifft die Bedeutung des ‚Unrechts’ für das Rechtsdenken:
„Die Rechtsvorschriften enthalten naturgemäß nur das, was Recht ist; im Leben aber herrscht nicht nur das Recht, sondern auch das Unrecht. Wir treffen dieses Unrecht auf allen Gebieten des Rechtslebens an, am nachhaltigsten aber da, wo der Starke mit dem Schwachen zusammenstößt. Es ist die negative Seite der Rechtsordnung, die aus ihr selbst nicht erschlossen werden kann. Wir irrten, wenn wir glauben wollten, dieses Unrecht sei nicht von Bestand, weil der Betroffene vor den Richter gehe und dieser es beseitige, indem er die Rechtsvorschriften anwendet. Denn vielmals sind gerade diejenigen, die unter dem Unrecht leiden, so unwissend, so gebrochen oder auch so mittellos, dass sie das Gericht nicht in Anspruch nehmen, sondern das Unrecht schweigend dulden. Dann können die Formen des Unrechts zu normalen Formen des Lebens werden, die naturgemäß nur denen sich erschließen, die nicht an dem offiziellen Ausdruck des Rechts haften bleiben, die sich vielmehr unmittelbar an die Rechtswirklichkeit wenden.“
 – Usw.
· Und Sinzheimer weiter:

„Alle geschriebenen Rechtsvorschriften haben die Natur von Dogmen, die feststehen. Das Rechtsleben ist aber in einer beständigen Entwicklung. Diese fördert daher Gebilde zu Tage, die in den Gesetzen einen Ausdruck nicht gefunden haben. In unserem Zeitalter ist diese Entwicklung am lebhaftesten auf dem Gebiete des Verkehrsrechts. […] Die Formen, die das Gesetz kennt und regelt, verblassen neben der Fülle der Formen, die sich das Leben für seine Zwecke geschaffen hat und immerwährend weiter schafft.“ 

· Sinzheimer setzt seine Analyse des ‚Rechtslebens’
 fort:

„Diese Betrachtungen über den möglichen und tatsächlichen Widerspruch zwischen Rechtsordnung und Rechtswirklichkeit genügen, um einzusehen, dass die Rechtswirklichkeit neben der Rechtsordnung eine selbständige Bedeutung hat. Eine Betrachtungsweise, die nur auf die Erkenntnis der Rechtsordnung gerichtet ist,
 kann daher nicht ausreichen, um den Rechtszustand einer Zeit, der auch die Rechtswirklichkeit umfasst, zum Ausdruck zu bringen. Daraus folgt die Notwendigkeit einer Methode, die sich die Erkenntnis der Rechtswirklichkeit zur besonderen Aufgabe macht.“ – „Diese Methode ist die soziologische.“

· Es wäre aber (nach Sinzheimer) ein Missverständnis, daraus abzuleiten, dass die Rechtsdogmatik überflüssig ist, aber sie braucht eine Ergänzung durch die Disziplinen Rechtstatsachenforschung und Rechtssoziologie, die die Rechtswirklichkeit in die Jurisprudenz einzubringen vermögen.

Weitere Beispiele untersuchenswerter Fragen der Rechtspraxis
Lassen Sie mich weitere Beispiele dafür anführen, welche Fragen der Rechts- und Kautelarpraxis heute neben anderen rechtstatsächlich untersucht werden könnten und wohl auch sollten, wobei diese Beispiele natürlich keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit erheben. – Gesellschaftlich relevante Themen aufzugreifen trägt dazu bei, eine wirkungsvoll(er)e, weil kritisch(er)e Wissenschaftskultur im gesamten Rechtsbereich entstehen zu lassen, an der es in der Vergangenheit häufig gefehlt hat. Ökonomische, politische und monetäre Anbiederung ist noch keine Wissenschaft. Es ist allerdings nicht einfach, das, was allein in den Jahren der von W. Schüssel geführten Koalition ab dem Jahr 2000 zerstört oder verhindert wurde, zu ‚reparieren’ oder nachzuholen.
 Diese vermeintlichen Reformen haben es geschafft, den Geist aus weiten Teilen der Universitäten zu vertreiben. – Die gegenwärtige Finanz- und Wirtschaftskrise führt uns deutlich vor Augen, wohin es führt, wenn politisch-ökonomisch-rechtliche Rotlichtbereiche (wie das Kredit- und Bankensystem und die Versicherungswirtschaft und auch politische Bereiche) nicht hinreichend staatlich kontrolliert werden, weil man glaubte, der sogenannte Markt könne alles besser. Die Moral aus dieser ‚Gschicht’ für das Rechtsdenken (das ich hier in einem weiten Sinn verstehe) kann nur sein: Die Jurisprudenz (und dazu zählen Justiz, Rechtsberufe und die Wissenschaft) muss wieder zu ihrer ureigensten Aufgabe zurückfinden, die Macht in die Schranken zu weisen und dem Gemeinwohl und jedem einzelnen Mitglied der Gemeinschaft zu dienen. Jurisprudenz darf sich nicht zur devoten, in vorauseilendem Gehorsam gegenüber Politik und Wirtschaft übenden, Dienerin fragwürdiger Interessen erniedrigen lassen.
 Das gilt für die Gesetzgebung ebenso, wie für die Rechtsanwendung und die Kautelarjurisprudenz, also das gesamte Rechtsdenken. Eine Jurisprudenz, die sich ernst nimmt, hat alle diese Tätigkeitsbereiche mit Verantwortung zu begleiten und als Wächter des Individual- und Gemeinwohls zu wirken, notfalls mit Courage. Es reicht nicht hin, bloß als Steigbügelhalter des Kapitals- oder politischer Macht zu fungieren. – Rechtstatsachenforschung und Rechtssoziologie können bei dieser verantwortungsvollen Aufgabe ebenso unterstützen wie eine mit Niveau betriebene Rechtsgeschichte und Rechtsphilosophie.
Nun die angekündigten thematischen Anregungen:

· Wäre es nicht interessant, die in Österreich abgeschlossenen Cross-Border-Leasingverträge zu kennen und zu untersuchen, in denen etwa die Stadt Innsbruck und die Gemeinde Wien kommunales, also öffentliches Vermögen klammheimlich veräußert und anschließend zurückgeleast haben? Kann eine Demokratie es dulden, solche Praktiken dem Souverän ‚Volk’ und seiner Wissenschaft vorzuenthalten?
 – Auch das Gebahren der Tiroler Agrargemeinschaften und die Geldanlagepraxis österreichischer Gemeinden, wäre eine Untersuchung wert.
· An der Zeit wäre es auch, der gesetzwidrigen österreichischen Praxis der Multiorganspende ein Ende zu bereiten;
 für die Bevölkerung wissenswert wäre es in diesem Zusammenhang, über die Tätigkeit der ‚Regionalen Transplantationsreferenten’ informiert zu werden.

· Das rechtsstaatgefährdende Konzept und die Praxis der Patientenentschädigungsfonds dürfen der Öffentlichkeit nicht länger zugemutet und Informationen darüber vorenthalten werden, sondern es muss rasch  legistische Abhilfe erfolgen.
 Die derzeitige Lösung durch ein Bundesgrundsatzgesetz (§ 27a KAKuG) und Landesausführungsgesetze ist eine Schande für Österreich und beweist unter anderem das legistische Scheitern föderaler Lösungen. – Auch die judikative Behandlung der Arzthaftungsfälle in allen Instanzen (nicht nur die Entscheidungen des OGH) gehörten längst offengelegt und rechtstatsächlich aufbereitet, um endlich den Weg für eine seriöse Medizinhaftung
 zu ebnen. Die Gleichgültigkeit und der Zynismus von Politik und Zivilrechtstheorie in diesem Feld der Rechtspolitik, sind längst ein Skandal.

· Nach den schweren Betrugs- und Veruntreuungsfällen durch österreichische Notare und Rechtsanwälte in den 1990er-Jahren richteten Österreichs Notare als erste ein Treuhandregister ein und boten für Treuhandgelder eine Versicherung an.
 Aber statt dies als Serviceleistung des (eigenen) Berufsstandes anzusehen, lassen sich Österreichs Notare die Eintragung ins Treuhandregister (samt Versicherung gegen Veruntreuungen durch Vertreter des eigenen Berufsstandes) bezahlen.

· Heilsam wäre es auch mehr über die Praxis rund um die rasch zunehmenden Schönheitsoperationen zu wissen, weil dabei fragwürdige Wege eingeschlagen. Ethik hat hier kaum mehr eine Feigenblattfunktion; Stichwort: Intimdesign.

· Wir wissen auch viel zu wenig über die Erfahrungen von Rechtsuchenden mit Rechtsanwälten, Notaren, Steuerberatern, sonstigen Beratungsinstitutionen und auch Gerichten. – Es wäre wichtig, den gesamten Bereich der Rechtsberatung unter die Lupe zu nehmen, um mögliche gesetzliche Verbesserungen, insbesondere ein Rechtsberatungsgesetz, vorbereiten zu können.

· Viel zu wenig ist auch über gesellschaftlich so bedeutende Bereiche wie das Arbeits- und Sozialrecht, das Unternehmensrecht
 und wichtige Bereiche des bürgerlichen Rechts (ich nenne neben Familien- und Erbrecht nur das Grundbuchs- und Schadenersatzrecht) bekannt; so hat die von Franz Gschnitzer früh angeregte, aber erst 1968 publizierte, rechtstatsächliche Untersuchung von Jurij Fedynskyj über die ‚Rechtstatsachen auf dem Gebiete des Erbrechts im Gerichtsbezirk Innsbruck 1937-1941’ bis heute keine Wiederholung oder Nachahmung gefunden.
· Auch das Wohnrecht bräuchte in allen seinen Feldern mehr rechtstatsächliche Transparenz.
· Längst untersucht werden müsste in Österreich der Zugang zum Recht, da hohe Gerichtsgebühren und Verfahrenskosten die Rechtsverfolgung bereits stark beeinträchtigen.
 

· In Österreich fehlen bspw. Zitationsanalysen,
 Untersuchungen zur communis opinio, der herrschenden Meinung/hM
 und ähnlichen Fragestellungen. Fragen ließe sich auch danach, ob die Sozialwissenschaften im 20. Jahrhundert auf die Privatrechtsdogmatik Einfluss ausgeübt haben.
 

Kampf um die Rechtswissenschaft

Herrmann Kantorowicz stellte im Vorwort seines Beitrags ‚Der Kampf um die Rechtswissenschaft’ (1906), veröffentlicht unter dem Pseudonym Gnaeus Flavius, fest:

„In die Rechtswissenschaft ist eine neue Bewegung gekommen. Sie mahnt zur Selbsterkenntnis alle Juristen, welche wähnen, ihr Tun befinde sich mit ihren idealen im besten Einklang. Sie durchschaut und zerstört diesen Wahn; und unternimmt es nun, im Lichte neuer, minder bescheidener Ideale unser aller stetes Tun, die Rechtsschöpfung, vor uns selbst zu rechtfertigen.“

Und am Ende seines Vorworts gibt Kantorowicz seiner Hoffnung Ausdruck:

„Möge diese Schrift neue Streiter werben für den Befreiungskampf der Rechtswissenschaft, für den Sturm auf die letzte Bastion der Scholastik.“

Heute, mehr als 100 Jahre später, müssen wir uns eingestehen, dass dieser Kampf gegen die Vertreter der Scholastik (im Sinne von ideologisierender und ökonomiehöriger Privatrechtsdogmatik) verloren wurde. Das ist für ein Land, das Eugen Ehrlich hervorgebracht hat, wenig schmeichelhaft. Es bedarf eines neuen Anlaufs, um die Rechtswissenschaft (und die Privatrechtsdogmatik im Besonderen) anzuhalten, ihre selbstangelegte Augenbinde abzunehmen und durch den Einsatz grenzüberschreitender Methoden und Nachbardisziplinen zu einem fachlich-räumlichen Sehen zu verhelfen. Das schließt ein, künftig selbstkritischer aufzutreten. – Die Entwicklung der jüngsten Vergangenheit (sogenannte Universitätsreform, Finanzkrise etc.) könnte dabei hilfreich sein.
Gerechtigkeit hat eine empirische Dimension
Dass diese Themen und viele andere untersuchenswerte Problembereiche und Fragen bis heute nicht untersucht wurden, lässt den Verdacht aufkommen, dass auch weite Teile der Privatrechtsdogmatik – und vielleicht auch andere Bereiche der Jurisprudenz – längst in neoliberale Fahrwasser abgedriftet sind. Und wenn wir nur bescheidene Selbstkritik üben, müssen wir uns eingestehen, dass unsere Disziplin in manchem Bereich hinter das Niveau jener Phase in der Rechtsgeschichte zurückgefallen ist, in der Savigny, Beseler und andere in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts darum bemüht waren, das lebende Recht ihrer Zeit zu erfassen und bereit waren, das Augenmerk der Rechtswissenschaft auch auf neue Rechtsbildungen zu lenken; mochte das auch eine Abwendung vom Ius commune und vom römischen Recht bedeutet haben.
Wir müssen uns daher darum bemühen, die ‚Isolierung der (Privat)Rechtswissenschaft’ als unbefriedigend zu erkennen, um sie möglichst rasch beseitigen zu können; nur so kann es gelingen, die „Entfremdung vom Leben und die Unkenntnis der realen Faktoren, die es bilden und beherrschen“ zu beenden.

‚Beweglich’ hat daher nicht die rechtswissenschaftliche Methode in ihrer traditionellen Isoliertheit zu sein (wie das die grex Wilburgii fordert) – dafür ist nämlich seit Inkrafttreten des ABGB ausreichend vorgesorgt, sondern für Bewegung in der Rechtswissenschaft hat die ergänzende Anwendung insbesondere sozialwissenschaftlicher Methoden – nämlich der Rechtstatsachenforschung und Rechtssoziologie – zu sorgen. Das hülfe dann auch jene rechtsdogmatische Hybris zu vermeiden, dass sich Interpreten selbst die Rolle des Gesetzgebers anmaßen, ohne dafür die geringste demokratische Legitimation zu besitzen.
Schließen will ich mit einem weiteren Gedanken des „Schöpfers“
 und Klassikers des deutschen Arbeitsrechts Hugo Sinzheimer, der auch meinte, dass der höchste Beruf der Rechtswissenschaft „die Formung des sozialen Lebens“ sei.
 – Und, so müssen wir uns fragen: Sollte dafür nicht die Kenntnis der gesellschaftlichen und rechtlichen Wirklichkeit eine selbstverständliche und unabdingbare Voraussetzung sein? – Wozu kommt: Ein auch nur bescheidenes Interesse an Gerechtigkeit, erfordert Interesse an der Rechtswirklichkeit. – Da führt kein Weg vorbei!
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� Die Vortragsform wird beibehalten.


� Barta/Ganner/Lichtmannegger (Hg.), Rechtstatsachenforschung – Heute (2008).


� Vgl. ‚Einleitende Worte der Frau Bundesminister für Justiz’, in: Barta/Ganner/Lichtmannegger 2008, 18 ff.


� Frau Kollegin Steckel-Berger hat schon letztes Jahr an unserer Veranstaltung teilgenommen; vgl. Barta/Ganner/Lichtmannegger (Hg.), Rechtstatsachenforschung – Heute 44 ff (2008).


� Ich erinnere an einen Vortrag, den Franz Gschnitzer, Mentor des Innsbrucker Instituts für Zivilrecht und noch mein Lehrer, am Richtertag 1954 in Wien gehalten hat: ‚Rechtsprechung und Lehre im Gegen- und Zusammenspiel’; abgedruckt im: Franz Gschnitzer Lesebuch 1993, 525 ff. Hier finden sich nach wie vor sehr bedenkenswerte Aussagen über die Gleichwertigkeit von ‚Praxis’ und ‚Theorie’, aber etwa auch über die Bedeutung freier Rechtsprechung und Lehre.


� Kollege P. G. Mayr hat letztes Jahr über ‚Rechtstatsachen aus der Zivilgerichtsbarkeit’ referiert; vgl. Barta/Ganner/Lichtmannegger (Hg.), Rechtstatsachenforschung – Heute 86 ff (2008).


� Letztes Jahr hat Frau Dr. Monika Niedermayr die Bedeutung der Rechtsgeschichte für die Rechtstatsachenforschung und Rechtssoziologie behandelt. – Beide Begleitfächer sind für die juristische Ausbildung unverzichtbar, mag das auch mitunter in Zweifel gezogen werden. 


� Stockwerkeigentum (2007).


� Ihr Dissertationsthema lautete: ‚Einstellung und Anklage nach dem Strafprozessreformgesetz’. Martina Kahn ist Gschnitzerpreisträgerin 2008.


� Der Buchtitel lautet: ‚Selbstbestimmung im Alter. Privatautonomie für alte und pflegebedürftige Menschen in Österreich und Deutschland’ (2005). – M. Ganner hat letztes Jahr über ‚Aktuelle Entwicklungen im Altenrecht’ gesprochen; vgl. Barta/Ganner/Lichtmannegger (Hg.), Rechtstatsachenforschung – Heute 111 ff (2008).


� Wolff verweist hier auf Eugen Ehrlich 1903, 33 ff; zu Ehrlich: H. Sinzheimer 1953, 187 ff.


� Vgl. zur Rechtstatsachenforschung und zu Eugen Ehrlich mein Zivilrecht 20042, II 1061 ff. – Ehrlichs Hauptwerk aus dem Jahre 1913 ist immer noch die Lektüre wert. – Zu E. Ehrlich, H. Sinzheimer und M. Weber: Rottleuthner 1986, 227 ff.


� Sinzheimer ist ein früher Klassiker des Arbeitsrechts; vgl. die Einleitung von Kahn-Freund, Hugo Sinzheimer (1875-1914), in: Sinzheimer 1976, I 1-31.


� 1909, 4: (Hervorhebungen von mir). – Dieser Beitrag Sinzheimers ist abgedruckt, in: Sinzheimer 1976, II 3-23.


� AaO 4.


� AaO 10 f. Hervorhebung von mir. – Sinzheimer bringt in der Folge Beispiele aus dem wenige Jahre zuvor veröffentlichten Werk von Ph. Lotmar, Der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht des Deutschen Reichs, Bd. I (1902), Bd. II (1908); zu Lotmar: Sinzheimer 1922/1976, I 408 ff.


� AaO 11. Hervorhebungen von mir.


� Dieser Begriff wurde von Eugen Ehrlich geprägt.


� Gemeint ist damit das gesatzte Recht, das law in the books.


� AaO 13.


� 1909, 13 f, 24 ff und 26 f.


� Man werfe einen Blick in das (Frau BM Gehrer als Orientierung dienende) Buch von Höllinger/Titscher (2004). 


� Das erfordert in jedem der genannten Bereiche, kontinuierliche Arbeit an sich selbst. Die Moral der Angehörigen juristischer Berufe lässt immer wieder zu wünschen übrig. Vgl. dazu das unten gebrachte Beispiel des notariellen Treuhandregisters samt Versicherung.


� Vgl. dazu nunmehr L. Ungerboeck/J. Roberts 2009, 11 und R. Kirbach, 2009, 17.


� Ich verweise dazu etwa auf meine Ausführungen im Lehrbuch: Zivilrecht 20042, II 1068 ff.


� Die Regionalen Transplantationsreferenten haben die Aufgabe, einen direkten Kontakt mit den Intensiveinheiten aufzubauen, um die Bereitschaft zur Organspenden zu erhöhen; § 59d Abs. 3 Z 1 lit. b KAKuG.


� Dazu schon meine Ausführungen: ‚Brauchen wir eine neue Medizinhaftung?’, in: Meggeneder/Hengl (Hg.) 2002, 31 ff und Kalchschmid 2008, 152 ff.


� Dazu meine ‚Medizinhaftung’ (1995).


� Die Rechtsanwälte haben nachgezogen.


� Das waren bis zur Einführung des Euro etwa 250 öS und nunmehr kostet es ….. Euro. Ich habe auf diesen Missstand schon vor etwa zehn Jahren hingewiesen; vgl. mein Zivilrecht: 2000, 62 f.


� Es wäre wichtig auch über andere Fragen des Medizinrechts mehr zu wissen.


� Eine grundlegende rechtliche Regelung der auch für Österreich praktisch bedeutenden Rechtsberatung erscheint überfällig, zumal die Rahmenbedingungen immer komplizierter werden und für Laien nur noch schwer durchschaubar sind. Die professionelle Rechtsberatung durch Anwälte, Notar und Gericht würde dadurch kaum beeinträchtigt. Auf der anderen Seite erscheint ein kostengünstiges Beratungsangebot nötig. – Für eine derartige Regelung empfiehlt es sich ebenfalls die Rahmenbedingungen durch ein Forschungsprojekt abzuklären. Eine Bestandserhebung für Österreich erscheint dabei ebenso nötig wie ein Einbeziehen ausländischer Rechtsberatungsmodelle. Die rechtsberatenden Berufe in Österreich sollten ein derartiges rechtspolitisches Vorhaben auch deshalb fördern, weil eine Klarstellung und Grenzziehung zwischen entgeltlicher und im Wesentlichen unentgeltlicher Rechtsberatung nottut. Kennen wir doch immer wieder Fälle, in denen bspw. uneinsichtige Anwälte sogar gegen Patientenvertreter (nach dem KAKuG) als Winkelschreiber vorzugehen versuchen. Eine knappe gesetzlicher Regelung im Kontext der §§ 1299 und 1300 – zB ein § 1300a oder ein weiterer Absatz des § 1300 ABGB könnte hier auf einfache Weise für größere Klarheit und Rechtssicherheit vieler Rechtssuchender und Berater/innen sorgen. So könnte auf einfache Weise die vielfältige Beratungslandschaft (Arbeits-, Sozial-, Mietrecht, Wohnungseigentum, Strafrecht etc.) einheitlich geregelt und damit ein besseres und sicheres Rechtsberatungsangebot für alle Bevölkerungsgruppen geschaffen werden. Natürlich bietet sich in diesem Kontext eine Verbindung mit neuen Konfliktregelungsmechanismen an; vgl. auch den Vorschag zur Verfahrenshilfe. – Vergleiche schon Monika Niedermayr, Kostenlose Rechtsberatung (Dissertation, 1991)


� Das Firmenbuch wartet darauf rechtstatsächlich erforscht zu werden.


� Vgl. den Bericht von E. Frey 2009, 31. 


� Vgl. Voigt/Luthardt 1986, 135 ff.


� Vgl. Heyen 1986, IX ff.


� Vgl. Jørgen Dalberg-Larsen 1986, 253 ff.


� 1962, 13.


� Damit ist nicht gesagt, dass ich mit allem, was Kantorowicz ausführt, einverstanden bin; ich halte vielmehr aus heutiger Sicht manches für problematisch.


� AaO 13.


� So Sinzheimer 1909, 27 f (= 1976, II 22).


� So Kahn-Freund 1976, I 1.


� 1976, II 23. – Hervorhebung von mir.





